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Zugestellt
Rieger und Rev1310nsbexie„ter,

am 9° Dezember 4974 ‘

,
Rego—Ober—

sekretär als Urk„
Beamter der Gesch°
$telle oocooocoooooococoocoooooooooooooooc000000000°00

Beklagte und Revieionsialägerin°

er 4° Senat des Bundessozialgericht8 hat ohne

indliehe Verhandlüng am 240 November 1971 durch

SenatsPräsident P e n g u i t t,

Bundesrichter Dro E c k e r,

Bu desrichter Dr„ S t r a u b

Bundessozialrichter F o undx
Bundessozialrichter B e n e d y e z u k

ir Recht erkannt:

ie Revision gegen das Urteil des Landessozial—

erichts Nordrhein—Westfalen vom 11° November

370 wird wurückgewiesen„

osten sind nicht zu erstatten„
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Die beklagte Tsnöesvcrsichcrungrarstalt (LVA) hatte dem
Versicherten9 der seit langem an einer Luncentubeckulose

erkrankt und wegen dieses Leidens seit 1964 ununterbro—

chen behandlungsbederig war, ein stationäres Heilver—

fahren gewährt„ Der Heilstättenaufenthalt mußte aus dis—

ziplinarischen Crinden algebrochen, der Versicherte auf

gerichtliche Anordnung hin in geschlossenen Anstalten un—

tergebracht werden° Daraus wurde er zwar wiederholt zur

Pflege in offene Anstalten beurlaubt° liese Beurlaubungen

fanden aber jeweils wegen ordnunyswidrigen Verhaltens des

Patienten ihr vorzeitiges Ende° Stets hatte die Be“lejte

die Kosten der Krankenbehandlung getragene FLF die Zeit

von der letzten Znan\seinweisung des Versicherten an lchn»

te die Beklagte die weitere Kostenübernahme mit dem Hin—

weis darauf ab? dab nach 5 1244 a Lbs„ 7 Satz 3 der
Reichsversicherungsordnung (RVG) bei einer Zwangsunter—

bringung der Ansgruch auf Heilbehandlung gegen sie ent—

falle° in dieser Ansicht hielt sie steh fest, als der

Versicherte durch des Amtskericht (nG) abermals in eine
offene Heiletättc, und zuar vom 19° hai 1967 bis 120

Februar 1968 beurlaubt wurde°

Der Träger der Sozialhilfe — Kläger —, zu dessen Lasten

die letzten stationären Behandlungen des Versicherten 5e—

gangen waren, verlangt von der Beklagten die Erstattung

derjenigen luslagen‚ die ihm während des letzten Zeitab—

schnitts in Höhe von 60819‚67 DM entstanden sindo

Seine Klage hat das Sozialgericht (SC) abgewiesen; das

Landessozialgericht (ISC) hat ihr dagegen stattgegeben
(Urteil des SG Münster vom 12° Juni 1969; Urteil des LSG

Nordrhein—Nestfalen vom 110 November 197o)c lie Leistungs—

pflicht der Beklagten ergibt sich für das Berufungsgericht
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daraus‚ daß ihre einmal begründete Zus ändigkeit

bis zum Ende der Heilbehendlung überhaupt und de—

mit auch nach der Zuengsunterbringung des Kranken

weiterbestanden habe (@ 135 des Bundessoziulhilfe—

gesetzes — BSHG —)„

Die Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt‚

das Berufungsurteil *ufzuhebeno Sie meint, der Ver—

sicherte sei durch seine Absonderung zum Schutz der

Allgemeinheit vor Ansteckung aus dem Verantwortunus—

bereich des Rentenversicherungstrügers hereusgenom—

men werden° uber Art und Umfang der Krankenversorgung

habe der Versicherun sträger danach nicht mehr, wie

es % 1244 a Abs„ 5 EVO vorsehe — nach seinem Dr—

messen — befinden können° Auch die sogenannte Be—

urlaubung habe den Zwangscharakter der angeordne—

ten haßnahme nicht aufgehobeno Die Vorschrift des

@ 135 BSHG über die F rtdeuer der ersten Zustdndig—

keit beziehe sich nicht auf die Durchführung sicher—

heits— und gesundheitspolizeilicher Keßnahmeno Um

diese gehe es aber hiero

Der Yläger beantragt, die Revision zur'uclmuweisen°)

Die Revision hat keinen erolgo

Der Anspruch des Sozialhilfeträgers auf Erstattung

der Kosten‚ die er für die Heilbehendlung des an
Tuberkulose erkrankten Vereicherten bestritten hat‚

findet in € 59 Abs° 2 Satz 2 BSHG seine gesetzliche
Grundlageo Der Träger der Hentenversicherung ist ver—

pflichtet‚ diesen Lrsatz zu leisten, weil ihm die Heil—

beLandlung oblag (@ 1244 & bs„ 19 5 RVO)„

Der gegen ihn gerichtete Anspruch entfiel nicht des—

halb, weil der Versicherte während des Heilverfahrens
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äuf gerichtliche Anordnung hin in Anstaltspflege unter—

gebracht werden mußte° @ 1244 e Abs, 7 Satz 5 HVO läßt

zwar bei Unterbringung in Anstaltspflcge den Anspruch

gegen den Rentenversicherungströger nicht entstehen, es—

halb hat auch das Bundessozielgericht (BSG) entschieden,
daß Heilmaßnahmen der Versicherun‘sträger nicht in Be—

tracht kommen, venn der Versicherte sich zur Zeit seiner

Erkrenkung an Tbc in Anstaltspflege befindet (BSG SozR

Nr, 12 zu @ 1244 & RVO)oder venn die obrigkeitlich ange—
ordnete Anstaltspflege und die Heiliürsorge wegen Tuber—

kuloseerkrankung gleichzeitig beginnen (BSG SozR Nr, 14

zu @ 1244 & EVO), ändere hat dagegen der 5,Senat des BSG
(8023 Nr„ 2 zu f 27 des Tuberkulosehilfegesetzes — THG —

vom 230 Juli 1959) den Sachverhalt beurteilt, daß der So—
zialversieherun sträger mit der Erfüllung seiner Jeistunrs—

pflicht begonnen hatte, bevor der Asylierungsfall eintreto

Alsdann habe, so hat der 5, Senat im Hinblick auf @ 27
Abs, 3 TIG und @ 135 Abs° 1 Satz 1 BSHG entschieden, der

Rentenversicherunrstr55er fur die Kes;en der Heilbehand—

lung weiterhin aufzukommenu Der 50 Senat hat in diesem

Zusammenhang Von einem teiterbestehen der einmal begrfn—

deten "Zuständigkeit“ gesprochen° — Man wird allerdings

der Beklagten einräumen müssen, daß — mit Ausnahme der

Kostenlast — die sachliche Zuständigkeit sich ohnehin än—

dert, Dies folgt daraus, daß der Kranke aus dem Verant—

vortungsbereich der Rentenversicherunksträger herausge—

nemmcn und in Anetaltspflege eingewiesen wird, Demit wird

der Funktionsbereich des Rentenversicherungstrig>rs ausge—

schaltet, Uberlagert oder zumindest stark eingeengt, [n—

folgedessen tritt eine Wirkung ein, die nach der gesetvge—

berischen „bsicht gerade vermieden werden sollte, nämlich

ein Auseinenderfdllen von nufgabenträger und Kostentr”xer
(BSG SOZR Krn, 4 und 12 zu € 1244 a EVO mit Hinweis auf

die Gesetzesmaterialien, insbesondere Begrtndung zu @ 24
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des Entwurfs eines TMG, Bundestagsdrueks° Ill/349

S„ 19)° Auch der Gedanke, auf dem @ 135 BSHG be—

ruht, daß der Betreute während der gesamten Dauer

des Heilverfahrens nur von einer Stelle Leistungen

erhalten soll, kann vom Sachablauf har nicht verwirk—

licht werden° Das zeigt sich, wenn die Zwangsasylie—

rung endet‚ das Bedürfnis der Krankenbehandlung aber

fortdauerte In einem solchen Falle wird an der Lei—

stungspflieht des gertenversieherungsträgers nicht

zu weifeln sein, wenn auch vorher die für die Unter—

bringung maßgebliche Stelle die Au;wendung ihr die

Tuberkuloseversorgung zu tragen hatte° — Der Beklag—

ten ist ferner zuzugebcn, daß der Wortlaut des @ 135

Abs° 1 Satz 1 BSGH die von ihr vertretene Ansicht zu—

lüßto Die angeführte Versehrift ordnet nicht generell

die Fortdauer der bisherigen Verantwoftlichkeit an°
Vielmehr bezhht sie sich auf die “sachliche Zustendig—

keit eines in € 132 BSHG genannten Deistun„strägers"°
Lazu zählt aber nicht ohne weiteres die für die Unter—

bringung der Anstaltspflege nach £ 130 DSHG gegebene

Xostenpflicht° Lanr, daß % 135 bSHG die Zustündigkeit

nicht ganz allgemein, sondern nur für einen beschränk—

ten Kreis von Tatbeständen festlegt, spricht außerdem

die Existenz weiterer inhaltsverwandtcr formen im BSHG‚

wiedes & 60 und @ 128 Abso 1, 2 Satz 20d

Der Gesetzesfassung allein muß aber kein entscheidendes

Cewieht beigemessen uerdeno € 135 B°HG entSprieht nicht

nur weitgehend den fr‘heren ? 27 Abso 3 Sätze 1—3 THG‚

sondern bedeutet — wie der 50 Senat hervorgehoben hat —
die Fortsetzung und Verdeutliehung der frtheren Rechts—

lage° Naeh @ 27 THG konnte aber tatsächlich die Deutung

perechtfertigt erseheinen‚ daß ein “Zuständigkeits“—

wechsel reßelmäßig — von den im Gesetz ausdrücklich er—

wähnten und hier nicht interessierenden Ausnahmen ab—

gesehen — ausgeschlossen sein sollte„ Dazu wird im ein—
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..6__

zelnen auf die erwähnte Entscheidung des 5„ Senats hin—

gewiesen°

Angesichts der aufgezeigten Auslegungszweifel glaubt der

erkennende Senat, sich im Interesse einer kontinuierlichen

Rechtsfindung der RechtSprechung des 50 Senats anschließen

zu sollen„ Das Bgruiunfsurteil ist sonach zu bestätigeno

Die Kostenentschgidung beruht auf @ 193 Abso 4 des Sozial—_

gerichtsgesetzes°
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